Öffentliche Podiumsdiskussion
„Energiepolitik – Klimaschutz – Energieforschung“

Im Rahmen der Öffentlichen Abendvorträge fand am Donnerstag, 23. März 2006, um 19:30 Uhr im Audimax der TU München unter der Diskussionsleitung von Martin Keilhacker, ehem. Direktor des JET Joint Undertaking, Culham, UK, eine Podiumsdiskussion zum Thema „Energiepolitik – Klimaschutz – Energieforschung“ statt. Am Podiumsgespräch nahmen teil: Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von GermanWatch, Bonn; Prof. Walter Blum, MPI für Physik, München und CERN, Genf; Prof. Alexander Bradshaw, Direktor des MPI für Plasmaphysik, Garching; Prof. Joachim Luther, Direktor des Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesysteme ISE, Freiburg und Dr. Walter Sandtner, Bundeswirtschaftsministerium für Wirtschaft und Technologie, Abteilung Energiepolitik, Bonn.
Anregung zu dieser Podiumsdiskussion hatte die DPG-Studie „Energieversorgung und Klimaschutz in Deutschland 1990 – 2020“ gegeben, die von Mitgliedern des Arbeitskreises Energie (AKE) erarbeitet und im November 2005 in Berlin der Öffentlichkeit vorgestellt worden war. Zu Beginn der Veranstaltung fasste deshalb Walter Blum, Leiter des Arbeitskreises Energie, die wichtigsten Ergebnisse der Studie kurz zusammen.
Die anschließenden Beiträge der Panelteilnehmer wurden dann in die Themenkreise „Klimaänderung und Energiepolitik“ (mit Kommentaren zu den Empfehlungen der DPG-Studie) und „Energieforschung in Deutschland“ aufgeteilt.
„Klimaänderung und Energiepolitik“
Die Podiumsteilnehmer waren sich darüber einig, dass der Dreiklang „Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit, Wirtschaftlichkeit“ der Energieversorgung nur durch einen breiten Energiemix erreicht werden könnte, der sich auf konventionelle (hauptsächlich fossile) und erneuerbare Energieträger stützt. Sie waren sich auch einig, dass der Auf- und Ausbau der „neuen“ Erneuerbaren wie Windkraft, Sonnenenergie und Biomassenutzung mehrere Jahrzehnte – und damit wesentlich länger als von Vielen vorausgesagt – in Anspruch nehmen würde. Die Meinungen gingen aber darüber auseinander, wie die Zwischenzeit möglichst klimaverträglich überbrückt werden sollte: Durch fossile Kraftwerke mit CO2-Sequestrierung, durch das Weiterlaufenlassen der Kernkraftwerke (wie in der DPG-Studie gefordert) oder ob vielleicht der forcierte Ausbau der Erneuerbaren doch ausreichen würde, die CO2-Reduktionsziele zu erreichen. Im Folgenden sind die Beiträge der Podiumsteilnehmer zu diesem Thema wiedergegeben.
Zunächst führte Christoph Bals in das Klimaproblem ein, stellte die klimapolitischen Instrumente vor und ging auf das DPG-Plädoyer für solarthermische Kraftwerke im Sonnengürtel der Erde ein:
1. Jedes Jahr werden neue Achillesversen des Treibhausgas- und Klimaproblems bekannt: Versauerung der Ozeane, Bi-Stabilität des Monsuns in Indien, Möglichkeit des Umkippens des Regenwaldes im Amazonas usw., Gletscherschmelze in China, Indien und Peru mit erheblichen Konsequenzen für Wasser- und Energieversorgung usw.
2. In Montreal (COP 11) wurden vier Türen für Post-2012-Verhandlungen aufgestoßen: Post-Kyoto; Neue Formen der Verpflichtung für Schwellenländer; Instrumente gegen die Waldvernichtung; Gespräche über neue Instrumente, auch mit USA, Australien usw. – die Ergebnisse davon sind jedoch völlig offen.
3. Positive Nachricht des kommenden IPCC-Berichtes: Klimaschutz durch technisches Lernen ist kostengünstiger als bisher gedacht.
4. Die hohen Öl- und Gaspreise führen zwar einerseits zu einer beschleunigten Entwicklung von Energieeffizienz und Erneuerbaren Energien – dies gilt es zu unterstützen; aber ohne geeignete Instrumente – vor allem des „Cap and Trade“ bzw. des projektbasierten Emissionshandels – überwiegen klimapolitisch global die Nachteile des hohen Ölpreises: Ausweichverhalten in Richtung Kohle, Ölsand u. a..
5. Um eine Technologie wie die Solarthermische Stromerzeugung im Sonnengürtel der Erde zu fördern, kann der CDM eine Rolle spielen, zumal wenn er zum „Policy CDM“ weiterentwickelt wird (X Prozent der Anschubförderung wird durch eine Politik des Gastlandes finanziert, Y Prozent wird ergänzend zu dieser Politik durch den CDM finanziert).
6. In den Maghreb-Staaten würde sich die technisch mögliche Kombination mit Salzwasser-Entsalzung nahelegen, da alle fünf großen Klimaszenarien für diese Region eine ganz erhebliche Reduktion des Regenfalls (-40%) vorhersagen.
7. Deutschland kann in dieser Hinsicht eine Vorreiterrolle übernehmen und kann mit Blick auf die EU-Präsidentschaft (2007) und den G8-Gipfel in Deutschland (2007) eine entsprechende Initiative starten, aufbauend auf ersten Ansätzen dazu. 

Anschließend erläuterte Joachim Luther, Mitautor des 2003 erschienen WBGU-Berichts „Energiewende zur Nachhaltigkeit“, wie aus seiner Sicht ein nachhaltiges Energiesystem aussehen sollte:
1. Ziel einer verantwortungsvollen Energiepolitik sollte unter anderem sein, global ein nachhaltiges Energiesystem zu etablieren. Nachhaltigkeit sollte dabei umfassend verstanden werden (nicht nur Klimaschutz). Anderenfalls löst man zielfokussiert ein Problem (z.B. das CO2 Problem) und generiert ein neues.
Neben dem Klimaschutz (und ergänzenden ökologischen Kriterien) sollten weitere Kriterien für ein nachhaltiges Energiesystem sein: 

- Finanzierbarkeit
- Risiken im Normalbereich halten 

- Zugang zu moderner Energie für alle Menschen u. a.. 
Einzelne Industrieländer dürfen im Rahmen ihrer Energieversorgungsstrategien keinen energiepolitischen Weg gehen, den sie nicht auch anderen (allen) Ländern prinzipiell zugestehen.

2. Wenn man diese - nicht sehr scharfen - Kriterien zu Grunde legt, kann ein nachhaltiges Energiesystem aus heutiger Sicht schwerpunktmäßig nur aus folgenden Komponenten bestehen:

(i)   Effizienter und sparsamer Umgang mit Energie, d. h. intelligente Energienutzung

(ii)  Nutzung fossiler Energieträger, soweit dies noch klimaverträglich ist; Sequestrierung von CO2 mit sehr hoher Effizienz (CO2-freie fossile Kraftwerke wird es wohl nicht geben)

(iii)Einsatz erneuerbarer Energiequellen (wobei auch hier strikte Nachhaltigkeitskriterien anzuwenden sind – nur „nachhaltige Potentiale“ dürften erschlossen werden).
Hierbei wurden grundsätzlich neue Technologien, wie die Kernfusion, nicht berücksichtigt, da heute noch nicht mit hinreichender Sicherheit gesagt werden kann, ob und wann sie für die globale Energiewirtschaft zur Verfügung stehen werden.

3. Dazu einige Anmerkungen:
1) Der derzeitige Trend in der Steigerung der globalen Energieeffizienz von 1%/Jahr reicht bei Weitem nicht aus.
   2) Die Versorgung mit fossilen Energieträgern ist, wenn man von der räumlichen Ungleichverteilung auf der Welt absieht, kein Quellen- sondern ein Senkenproblem. Eine hocheffiziente Sequestrierung vorausgesetzt, können wir vermutlich den gesamten derzeitigen Primärenergiebedarf (ohne Wachstum) noch für gut 50 Jahre aus fossilen Quellen decken.
   3) Von den erneuerbaren Energiequellen haben vor allem die Biomassenutzung, die Windenergie und die Sonnenenergie beträchtliche nachhaltige Potentiale. Nur das Potential der Sonnenenergie ist nach menschlichen Maßstäben unbegrenzt. Ein Hauptproblem bei der weltweiten großmaßstäblichen Nutzung  der erneuerbaren Energiequellen ist, dass  zu ihrer vollen Entfaltung einige Dekaden benötigt werden (Aufbau der notwendigen Konverter und Infrastrukturen). Die derzeit erzielten Kostenreduktionen für Energie auf der Basis erneuerbarer Energiequellen lassen erwarten, dass mittelfristig die Kosten in Bereiche kommen werden, die volkswirtschaftlich vertretbar sind. Der Aufbau einer derartigen im strikten Sinne nachhaltigen Energiewirtschaft kann mittelfristig nur im Europäischen und später nur im globalen Verbund geschehen.
Im Anschluss nahm Alexander Bradshaw zur energiepolitischen Situation in Deutschland Stellung und stellte als längerfristige Energieoption die Kernfusion heraus:
1. Laut Zeitungsberichten dieser Woche soll der Energiegipfel, zu dem die Bundeskanzlerin am 3. April 2006 eingeladen hat, zu der Entscheidung führen, 10 - 13 Milliarden Euro in neue Kohlekraft​werke zu investieren. Das ist also das Resultat von sieben Jahren rot-grüner Energiepolitik: Die Planung und der Bau einer Vielzahl von Kohlekraftwerken, bei denen die CO2-Abtrennung nicht berücksichtigt ist. Dies ist eine direkte Folge des strikten Festhaltens am so genannten Atom-Ausstiegszenario. Man kann nur James Lovelock, den Begründer der GAIA-Bewegung und prominenten britischen Grünen, zitieren: „Every year that we continue burning carbon makes it worse for our descendants ..... only one immediately available source does not cause global warming, and that is nuclear energy.“ Die pervertierte Logik, die zu einer Verneinung dieses Statements führt, ist in der jetzigen Situation einfach unverantwortlich. Natürlich darf man aber auch die erneuerbaren Energien, vor allem Wind,  nicht vergessen. 

2. Was können wir aber tun? Deutschland gehört zu den wenigen Industrieländern, deren Kohlendioxid-Ausstoß nach 1990 abgenommen hat. Zwar gingen von den seit 1990 erreichten 16 Prozent Reduktion mehr als die Hälfte auf das Konto der Wiedervereinigung. Trotzdem ist man dem im Kyoto-Protokoll festgelegten Ziel – 21-prozentige Abnahme aller Treibhausgase bis 2012 – schon recht nahe. Aber: Anders als Energiesektor und Industrie trugen private Haushalte und Verkehr bisher nur wenig zur Emissionsminderung bei. Energiesparen muss noch mal ganz neu angegangen werden. Daher weisen Initiativen im Gebäudebereich in die richtige Richtung. Hier sind insbesondere auch Gemeinden und Kommunen gefragt. Stadtplanung muss Energieplanung bedeuten. Im Verkehrsbereich darf man leider nicht zu viel erwarten, die Ausprägung des Großstadt​cowboys, der unbedingt einen 7 Liter Geländewagen oder ähnliches fahren muss, steht hier jeder „Energierationalität“ entgegen.
3. Zu den längerfristigen Optionen gehört die Fusion. Die europäische Führung auf diesem Gebiet muss beibehalten werden, unter anderem durch adäquate Finanzierung. Ist die Fusionsforschung weiterhin erfolgreich, und mit der ITER-Entscheidung hat man den Grundstein dafür gelegt, dann könnte diese Technik ab Mitte des Jahrhunderts zu den Pfeilern einer nachhaltigen Energie​versorgung gehören: Fusions​kraftwerke wären umwelt- und klimafreundlich, könnten überall in der Welt auf​gestellt werden und einen fast unbegrenz​ten Brennstoffvorrat erschließen. Die Fusion ist damit praktisch die einzige Energiequelle, die geringen Landbedarf und zugleich Unabhängigkeit von Brennstoffimporten bieten könnte.

Dabei ließen sich Fusions​kraft​werke problem​los – wie heutige Groß​kraft​werke – in das Verbundsystem der Stromversorgung einbinden. Aber auch erneuerbare Energietechniken wie Wind und Sonne sind nicht etwa als Konkurrenten der Fusion anzusehen, sondern als kom​plementäre Ergänzung. Mit etwa 1000 Megawatt elektrischer Leistung würden Fusions​kraft​werke vor allem die Grundlast bedienen und könnten so als Puffer für die von der Witterung abhängigen Wind- und Sonnenkraftwerke arbeiten. Ebenso könnte die Fusion zur Wasserstofferzeugung genutzt werden.

Solche längerfristigen Optionen sind notwendig: Das brisante Problem des steigenden Energiebedarfs wird uns im ganzen 21. Jahrhundert begleiten.
Abschließend beschrieb Walter Sandtner die internationale und nationale Entwicklung der Kernenergie:
1.  Internationale Entwicklung der Kernenergie
      Nach Zahlen der IEA hat es von 1970-2005 eine weltweite Verdoppelung des Energie​bedarfs gegeben, bis 2050 ist mit einer weiteren Verdoppelung zu rechnen. Die CO2-Emissionen sind von 1990-2004 weltweit um 25 % gestiegen, bis 2030 ist ein weiterer Anstieg um 40 % zu erwarten.
Bereits diese Zahlen zeigen, dass die Welt sämtliche Energieformen benötigt, also einen umfassenden Energiemix, dabei möglichst viele CO2-freien Energien.
            Eine Reihe wichtiger Länder versucht, auf diese Situation unter Einbeziehung der  Kernenergie zu reagieren. Es zeichnet sich eine internationale Kernenergie-Renaissance ab. Diese Kernenergie-Renaissance ist nichts anderes als das Bemühen, durch Kernenergie einen Beitrag zu erbringen

            - zur Deckung des dargelegten enormen Energiehungers,
- zur Eindämmung der steigenden CO2-Emissionen, sowie
- zur Begrenzung der Energieabhängigkeit.

            Nach Darlegungen der EU-KOM beträgt die EU-Energieabhängigkeit derzeit 50 % und wird aller Voraussicht nach in den nächsten 20-30 Jahren auf 70 % ansteigen.
Im Rahmen dieser Kernenergie-Renaissance ist von den betroffenen Staaten bereits eine Reihe von Maßnahmen ergriffen worden, die in den nächsten Jahren wohl verstärkt werden: Laufzeitverlängerung von Reaktoren (vor allem in den USA, aber auch RUS und NL), Kapazitätserweiterung von Reaktoren: Neubau (über 20 Reaktoren im Bau), in Planung (30-40), in Diskussion (50-60). Die USA haben vor ca. 3 Monaten eine Global Nuclear Energy Partnership (GNEP) vorgeschlagen, ähnlich RUS („Putin–Initative“). Das Nuklear-Abkommen USA/Indien und das Grundsatz-Abkommen FRA/Indien sind letztlich auch Ausdruck dieser Kernenergie-Renaissance. Hinzu kommen die verstärkten Nuklear-FuE-Anstrengungen, z. B. die US-Initiative Generation IV, an der 12 Länder, einschließlich EURATOM, beteiligt sind. Der Beschluss zum Bau des Fusionsprojektes ITER gehört ebenfalls in diesen Zusammenhang.
Die Anstrengungen auf dem Kernenergiegebiet schließen natürlich die Bemühungen in    anderen Energiebereichen nicht aus, vom CO2-freien Kohlekraftwerk bis zu Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz.

2. Nationale Entwicklung im Kernenergiebereich
Deutschland verfolgt seit Bildung der rot-grünen Bundesregierung im Jahr 1998 die sog. Kernenergie-Ausstiegspolitik. Diese Politik ist in der sog. Konsensvereinbarung vom Juni 2000 und Juni 2001 konkretisiert und durch die Änderung des Atomgesetzes im März 2002 formalisiert worden.
Mit dieser Ausstiegspolitik sollte u. a. ein weltweites Signal der Abwendung von der Kernenergie gegeben werden. Damit wurde die Erwartung verbunden, dass andere Staaten diesem Signal und dieser Politik folgen werden. Die Weltgemeinschaft hat aber mehrheitlich einen gegenteiligen Weg eingeschlagen. Vor dem Hintergrund der darge​legten Kernenergie-Renaissance kann man nicht anders als feststellen, dass die deutsche Kernenergie-Ausstiegspolitik gescheitert ist.
Der deutsche Philosoph Helmuth Plessner hat 1959 das ausgezeichnete Buch „Die verspätete Nation“ veröffentlicht. Dieses Buch wurde früher im Universitätsbereich intensiv diskutiert und  war eine Art geistiges Rückgrat der Adenauer-Zeit. In dem Buch wird dargelegt, dass Deutschland nur unzureichend die Entwicklung der Renais​sance und der Aufklärung rezipiert habe. Deutschland droht nun wieder zu einer verspäteten Nation zu werden, wenn es glaubt, sich der internationalen Kernenergie-Renaissance entziehen zu können.
Am 3. April 2006 steht der deutsche Energie-Gipfel bevor. Es sieht derzeit so aus, dass bei diesem deutschen Gipfel im Unterschied zum EU-Gipfel, der am heutigen Tage der Podiumsdiskussion in Brüssel stattfindet, und zum G8-Gipfel im Juli in St. Petersburg, die Kernenergie keine oder nur eine sehr geringe Rolle spielen wird. Dabei ist vielen Leuten bewusst, dass mindestens zwei Kernenergie-Themen auf der Tagesordnung stehen sollten:
- die Endlagerfrage (Konrad, Gorleben), und
- die Frage der Verlängerung der Reaktorlaufzeiten.
„Energieforschung in Deutschland“
Hier waren sich alle Podiumsteilnehmer einig, dass die Entwicklung unserer Energieversorgung zu einem nachhaltigen Energiesystem eine Jahrhundertaufgabe ist und deshalb eine langfristige FuE-Strategie benötigt. Außerdem müssen, wie in der Koalitionsvereinbarung vom November 2005 vereinbart, die FuE-Ausgaben (Staat und Wirtschaft) zügig von derzeit 2.5% auf 3% des BIP angehoben werden. Im Einzelnen führten die Podiumsteilnehmer dazu Folgendes aus:

Joachim Luther:
In den OECD Ländern hat das in die Energieforschung investierte Budget seit 1980 drastisch abgenommen. Dieser Trend muss schnell und kräftig umgekehrt werden.

Die Transformation unserer Energiesysteme hin zur Nachhaltigkeit ist eine Jahrhundertaufgabe. Daraus folgt, dass eine wirklich langfristige FuE-Strategie von Nöten ist.

Die zur Verfügung stehenden Mittel sollten so eingesetzt werden, dass Forschung und Technologieentwicklung

(i)     für die heutigen Energietechnologien,

(ii)   für die kommenden Technologien, und 
(iii)  für die langfristigen Optionen

in einem ausgewogenen Verhältnis erfolgen. Dabei sollte das Risiko eines Fehlschlages der Technologiepfade mit berücksichtigt werden.

Im Bereich der technischen Nutzung Erneuerbarer Energiequellen ist in allen Feldern engagiert Technologieentwicklung von Nöten. Verstärkte Forschungsanstrengungen sind vor allem in den folgenden Bereichen unabdingbar (einige Beispiele):

- Solarenergie: Photovoltaik; solarthermische Stromerzeugung; solares und energieeffizientes Bauen

- Biomasse: Pflanzenzüchtung; Genetik; Gewinnung von flüssigen Energieträgern

- Speichertechnologie:  für Wärme und hochwertige Energie, zentral und dezentral;   Wasserstofftechnologien

- Elektrizitätsnetze:  bidirektionale, intelligente Netzte; verteilte Stromerzeugung.
Alexander Bradshaw:
Wichtig sind das Werkzeug der Forschungsförderung und die Hoffnung, die Energieprobleme durch technische Innovationen zu lösen. Leider muss man feststellen, dass die staatlichen Ausgaben für Energie​forschung in Deutschland bedauerlich niedrig sind: Weniger als ein Prozent der Einnahmen aus Energiesteuern und -abgaben werden für die Energieforschung aufgewandt. Ein anderer Vergleich: Nur rund 0,1 Promille seines Bruttosozialprodukts wendet Deutsch​land für Energieforschung auf – weniger als die Hälfte der französischen oder US-amerikanischen Ausgaben, sogar nur ein Fünftel im Verhältnis zu Japan! 

Zu den längerfristigen Optionen gehört die Fusion. Die europäische Führung auf diesem Gebiet muss beibehalten werden, unter anderem durch adäquate Finanzierung.
Walter Sandtner:
In der Koalitionsvereinbarung vom November 2005 ist entsprechend der EU-Lissabon-Strategie vereinbart worden, die deutschen FuE-Anstrengungen (Staat und Wirtschaft) von bislang 2,5 % auf 3 % des BIP anzuheben. Demgemäß ist derzeit ein 6 Mrd. €-FuE-Programm für vier Jahre einschließlich einer High-Tec-Strategie in Vorbereitung. Hiermit soll der Gesamtbereich der Forschung erfasst werden, von Weltraum über Meerestechnik und einer neuen Generation von Suchmaschinen bis zu allen Energieformen einschließlich der Energie​einsparung. Eine moderne Industriegesellschaft ohne größere Rohstoffvorkommen wie Deutschland ist in besonderem Maß auf Bildung, Ausbildung, FuE, Wissen und Können angewiesen.

Die anschließende lange Diskussion zwischen den Panelteilnehmern und mit dem Publikum unterstrich die große Brisanz und das rege Interesse an dem angesprochenen Themenkreis.

Martin Keilhacker, München

